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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/1611 — 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 10. April 1984 über 
den Beitritt der Republik Griechenland zu dem am 19. Juni 1980 in Rom 
zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommen über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 

A. Problem 

Die Vertragsstaaten des Übereinkommens vom 19. Juni 1980 ha-
ben in einer Gemeinsamen Erklärung zu diesem Übereinkommen 
ihre Erwartung ausgedrückt, daß neue Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften dem Übereinkommen beitreten. Als er-
ster Staat nach der Unterzeichnung des Übereinkommens ist Grie-
chenland mit Wirkung vom 1. Januar 1981 Mitglied der Europäi-
schen Gemeinschaften geworden. 

B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig bei einer Stimmenthal-
tung aus der Fraktion DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf unverän-
dert anzunehmen. 

Der Gesetzentwurf dient der Ratifikation des Übereinkommens 
vom 10. April 1984, in dem die Republik Griechenland ihren Bei-
tritt zum Schuldvertragsübereinkommen vom 19. Juni 1980 er-
klärt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/1611 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 7. März 1988 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich 

Vorsitzender 

Hörster 

Berichterstatter 

Stiegler 

Bericht der Abgeordneten Hörster und Stiegler 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Beitritt 
Griechenlands zum EWG-Schuldvertragsüberein-
kommen vom 19. Juni 1980 — Drucksache 11/1611 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 55. Sit-
zung am 21. Januar 1988 in erster Lesung beraten und 
an den Rechtsausschuß überwiesen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig bei einer 
Stimmenthaltung aus der Fraktion DIE GRÜNEN, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Ratifikation 
des Übereinkommens vom 10. Ap ril 1984, in dem 
Griechenland seinen Beitritt zum EWG-Schuldver-
tragsübereinkommen vom 19. Juni 1980 erklärt. Das 
EWG-Schuldvertragsübereinkommen von 1980 ist 
bisher von 6 Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften ratifiziert worden, darunter der Bundes-
republik Deutschland. Wann mit den für das Inkraft-
treten erforderlichen weiteren Ratifikationen gerech-
net werden kann, ist zur Zeit nicht absehbar. 

Das EWG-Schuldvertragsübereinkommen dient der 
Vereinheitlichung der innerstaatlichen Vorschriften 
des Internationalen Privatrechts auf dem Gebiet des 

vertraglichen Schuldrechts durch übereinstimmende 
Kollisionsnormen für Schuldverträge. Die Bundesre-
publik Deutschland hat die Kollisionsnormen des 
EWG-Schuldvertragsübereinkommens in das Einfüh-
rungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch übernom-
men. Sie gelten seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
vom 25. Juli 1986 zur Neuregelung des Internationa-
len Privatrechts (BGBl. I S. 1142) am 1. September 
1986 als innerstaatliches Recht. 

Das dem Deutschen Bundestag vorgelegte Beitritts-
übereinkommen vom 10. April 1984 bet rifft den Bei-
tritt Griechenlands zu dem Schuldvertragsüberein-
kommen von 1980. Inhaltlich beschränkt sich das Bei-
trittsübereinkommen im wesentlichen darauf, den 
griechischen Wortlaut des Übereinkommens in glei-
cher Weise für verbindlich zu erklären wie die ande-
ren Fassungen des Übereinkommens von 1980. Da im 
übrigen davon auszugehen ist, daß sich der Inhalt der 
griechischen Fassung des Übereinkommens von dem 
der anderen Fassungen nicht unterscheidet, hat der 
Ausschuß auch insoweit keine Bedenken, die An-
nahme des Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Bonn, den 7. März 1988 

Hörster 

Berichterstatter 

Stiegler 


